
Bundessozialgericht
_

I m N a m e n d e s V o l k e s

AE;.E-£ÄBY‚QQZZZQ U I—t e i 1

in dem Rechtsstreit

Verkündet am ..„„.. .......................................... °„„
24° Septo■974 Kläger und Revisionsbeklagter,

RegHauptsekretär
als Urk„Beamter g e g e n

‚d° Gesch‚Stelle
, ‚

Beklagter und Reyisionskläger°

Der 8° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 24„ September 1974 durch

Senatspräsident Dr° M a i s c h
- — Vorsitzender —?

Bundesrichter P e t e r s e n,

Bundesrichter Dr° Schwankhart9
Buhdessozielrichter Dr° D e i t e r und

Bundessozialrichterin J o h n s e n

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten wird mit der Maßgabe

zurückgewiesen‚ daß unter Abänderung des Urteils des
Bayerischen Lendcssozialgerichts vom 46„ Juli 1970

die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des Sozial—

gerichts Bayreuth vom 290 Juli 1969 als unzulässig

verworfen wird° '

Außergerichtliche Kosten des Rechtsstreits sind
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Die Versorgungsberechtigte Katharina Rosenberg (Ro) war
in der Zeit vom 9° Juni 1961 bis 22° Dezember 1965 durch

Gerichtsbeschluß wegen einer Schizophrenie im Nerven—

krankenhaus Bayreuth untergebracht Die stationären Kran—
kenhau. kosten in Höhe von 11552 26 DM übernahm zunächst

der Kläger nach Art° 10 Abs„ 1 des Bayerischen Gesetzes

über die Verwahrung geisteskranker‚ geistesschwacher‚

rauschgift— oder alkoholsüchtiger Personen (Verwahrungs—

gesetz) vom 50° April 1952 (BayBS 1 8° 455)„ Durch schrift—

liche Anzeigen vom 20 Juni 1961 bzw° 50 August 1961 lei—

tete der Kläger etwaige Ansprüche der R° nach den Vor—

ft en des Bundes vers orgungsgesetzes (BVG) gegenüber
dem Beklagten auf sich üoe1 (@ 21a der Fürso1gep1110ht-

verordnung bzw° % 90 des Bundessozialh1110gesctzes <BSHG+)O

De MllagW lehnte eine Kostenerstattung ab, weil Frau Ro

't pflege— und nicht behandlungsbe—in der streitigen Ze;

dürftig Dewesen sei und daher ‘einen Anspruch auf Kranken—

behandlung nach dem BVG gehabt habe°

Die Klage hatte in den Vorinstanzen Erfolg° Das Sozial—

gericht (SG) Bayreuth hat den Beklagten zur Kostener—

stattung in Höhe der nach dem BVG für die streitige Zeit

zu gewährenden Krankcnbehandlung verurteilt (Urteil vom
290 Juli 1969)° Es hat die Berufung nicht ausdrücklich

zugelassen, sondern in der dem Urteil beigefügten Rechts—

mittelbelohrung ausgeführt‚ das Rechtsmittel könne nach
@ 145 des Sozialgerichtsgesetzcs (SGG) eingelegt werden°

Das Bayerische Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung
des Beklagten zurückgewiesen (Urteil vom 160 Juli 1970)„

Es hat die Zulässigkeit der Berufung bcjaht, weil Gegen—

stand des Verfahrens eine Erstattungsstreitigkeit zwisehen
!
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‚Körperschaften des öffentlichen Rechts sei und der

Beschwerdewert den nach 5 149 SGG vorgesehenen Mindest—

betrag von 500‚—— DM übersteige°

Gegen diese Entscheidung richtet sich die vom LSG zuge—
lassene Revision des Beklagten, mit der er die Verletzung

materiellen Rechts sowie des 5 54 Abs° 2 Satz 2 SGG

rügto

Der Beklagte beantragt,

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben

und die Klage abzuweisen°

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

II

Die form— und fristgerecht eingelegte und begründete

Revision ist zulässig (55 162 Abs° l Nr° l, 164, 166
SGG); sie konnte jedoch keinen Erfolg haben, Das LSG
durfte nicht in der Sache selbst entscheiden, weil die

Berufung des Beklagten nicht zulässig war°

Nach % 148 Nr, 2 SGG ist in Angelegenheiten der Kriegs—
0pferversorgung die Berufung nicht zulässig, wenn sie

nur Versorgung für bereits abgelaufene Zeiträume be—

trifft, Die Voraussetzungen dieser Vorschrift liegen

hier vor° Der mit der Klage verfolgte Anspruch des

Klägers nach 5 90 Abs° 1 des Bundessozialhilfegesetzes

(BSHG)vom50° Juni 1961- BGBl1 3° 815 - ist ver—
sorgungsrechtlicher Art° Das gleiche gilt für den An—

spruch, soweit er auf die davor geltende Vorschrift des
5 21 a der Fürsorgepflichtverordnung vom 15, Februar
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1924 (RGB1° I, 100) gestützt ist° Mit beiden Vor—
schriften werden die Rechte geltend gemacht, welche

die Versorgungsberechtigte R° gegenüber dem Beklagten

gehabt hätte, wäre nicht der Kläger als vorläufiger

Kostenträger eingesprungen° Nach der Behauptung des
Klägers hätte Frau R„ aber ohne seine Hilfeleistung

in der streitigen Zeit gegen den Beklagten einen An—

spruch auf Kranken— bzw° Krankenhausbehandlung (5% 10

Abs° 5 c, 12 Abs° 2 BVG idF des 1° NOG — eF —) und damit

einen Anspruch auf Versorgung (% 9 Nro 1 BVG aF) gehabt°
Durch die nach den genannten fürsorgerechtlichen Vor—

schriften mögliche Überleitung der Ansprüche des Hilfe—

empfängers gegenüber einem anderen Sozialleistungsträgcr

tritt der Träger der Sozialhilfe in die Gläubigerstellung

ein, die der von ihm unterstützte Hilfeempfänger inne—

hatte° Diese Gläubigerstcllung betrifft aber nicht nur
den übergeleiteten materiellen Ausbruch des Hilfeempfän-

gers selbst, sondern auch dessen Durchsetzbarkeit, d°h„

die mit ihm verbundenen prozessualen Möglichkeiten° In

diesem Sinne hat das Bundessozialgericht —BSG—(vglo BSG

SozR Nr° 18 zu € 146 SGG) bereits zu der mit 5 90 Absol
BSHG vergleichbaren Vorschrift des 5 71 & BVG idF vor
dem 1° NOG entschieden° Diese Rechtsprechung ist in

weiteren Entscheidungen fortentwickelt werden (vgl„

BSG SozR Nr° 19 und 20 zu 5 146 SGG; Urteile vom 2505°

1971 — 4 RJ 449/68)a In der Entscheidung vom 25° Mai
1971 hat der 4° Senat des BSG die prozessuale Stellung

eines Erstgttypgsgläubigers nicht nur bei gesetzlichen
oder kraft Überleitung bewirkten Forderungsübergängen

in gleicher Weise beurteilt, wie sie der leistungsbe—

rechtigte Versicherte inncgehabt hätte, sondern er hat

auch bei dem besonderen Erge£genspruch des Sozialhilfe—

trägers nach 5 1551 der Reichsversicherungsordnung (RVG)
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die gleiche Rechtslage angenommen° Trotz des besonders

geregelten Ersatzanspruches mache der Träger der Sozial—

hilfe in Wahrheit den Rentenanspruch des von ihm unter—

stützten Versicherten geltend‚ und dieser Umstand recht-

fertige es, daß er im Rahmen der Rechtsmittelausschluß—

vorschriften der 55 444 bis 448 SGGgenauso behandelt
werde? wie der Versicherte° Es kann dahingestellt bleiben‚

ob der letztgenannten — zu der Ersatzvorschrift des 5 4554

EVO ergangenen — Rechtsprechung zu folgen ist° Jeden—

falls erscheint es dem erkennenden.5enat in Fällen der

vorliegenden Art, in denen ein Hoheitsträger lediglich

einen auf sich.äbeggplgitgtgn Anspruch eines Leitungs—

berechtigten gegen einen anderen Hoheitsträger klageweise«

geltend macht‚ fblgerichtig und geboten, dem Fürsorge—
träger in prozessualer Hinsicht keine bessere Rechts—

stellung einzuräumen, als sie dem eigentlichen Anspruchs—

berechtigten im Streitfalle zugestanden hätte° Der gegen—

teiligen7 im Kommentar zur Sozialgerichtsbarkeit von
Peters/Sautter/Wolffv 4° Aufl.v Anm„ 4 zu 5 449 SGGver—
tretenen Auffassung (vgl° S. III/54) kann allenfalls
für die Fälle zugestimmt werden, in denen Ersatz— oder Er—

statttungsansprüche aus eigenem Recht (vgl° z„B° die 55 499

20 BVG oder 5 59 Abs° 2 Satz 2 BSHG) geltend gemacht werden„
Somit wäre im vorliegenden Fall die Berufung nach 5 448
Nr‚ 2 SGG ausgeschlossen° Der Kläger verfolgt den über—

geleiteten An5pruch der Versorgungsberechtigten R° auf Kranken—

hausbehandlung für die Jahre 4964 bis 4965 und damit für einen
z„Zt° der Berufungseinlegung im November 4969 bereits

abgelaufenen Zeitraum° Die Berufung wäre in diesem Fall9 da

vom Beklagten im Berufungsverfahren keine Verfahrensmängel
gerügt worden sind (@ 450 Ziff‚ 2 SGG)‚ nur kraft be—
sonderer Zulassung durch das SG nach 5 450 Nr° 4 SGG
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‘statthaft gewesen, Eine solche ist jedoch nicht erfolgt°

Die in der Rechtsmittelbelehrung zum Ausdruck gelangte

irrige Vorstellung des SG, die Berufung sei nach 5 145

SGG zulässig, ändert daran nichtso Eine unriehtige

Rechtsmittelbelehrung bewirkt keine Anfechtungsmöglich—

keit nach ihrem unrichtigen Inhalt (vgl° BSG SozR Nr„ 10

und 41 zu 5 150 SGG)° ‘

An der Beurteilung dieser Rechtslage ändert auch die

Vorschrift des 5 149 SGG nichts, worauf das LSG seine

abweichende Ansicht über die Zulässigkeit der Berufung

gestützt hat° Nach dieser Vorschrift ist die Berufung

bei Ersatz— und Erstattungsstreitigkeiten zwischen Be—

hörden oder Körperschaften des öffentlichen Rechts nicht

zulässig, wenn der Beschwerdewert 500,-— DM nicht über—

steigt, Diese Bestimmung schließt nach ihrem Wortlaut
die Berufung zunächst allgemein dann aus, wenn ein be—

stimmter Besehwerdewert nicht erreicht ist° Sie besagt

aber nichts darüber, wie zu verfahren ist, wenn dieser

Wert — wie hier — höher liegt als 500,— DM° In derar—

tigen Fällen sind — jedenfalls bei übergeleiteten oder

abgetretenen Ansprüchen — die übrigen Zulässigkeitsvor—

schriften der 55 144 ff SGG zu beachten (vgl° BSG SozR
Nr° 18 zu 5 146 SGG sowie Urteil vom 2595„1971 — 4 RJ

449/68 —-)° Ob man soweit gehen kann, die Bälle überge—
leiteter Ansprüche gar nicht als Ersatz- und Erstattungs-

streitigkeiten ias. des 5 149 SGG anzusehen (vgl„ dazu

auch BSG in SozR Nr° 19 und 20 zu 5 146 SGG), kann da-
hinstehen, weil auch bei einer solchen Annahme hier

kein anderes Ergebnis erzielt würde" Da nach alledem

trotz eines Beschwerdewertes von mehr als 500,—_ DM

die Berufung ausgeschlossen ist (5 148 Ziff„ 2 SGG),
ist das Rechtsmittel nicht statthaft„ Dies entspricht
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auch dem Sinn und Zweck der Berufungsausschlußbestimmungen,

nach denen bei der Geltendmachung von Versorgung für be—

reits abgelaufene Zeiträume grundsätzlich keine weitere

Tatsacheninsta■Z in Anspruch genommen werden kann° In be—

sonders gelagerten Fällen besteht die Möglichkeit der Zu-

lassung der Berufung nach 5 150 Nr° 1 SGG°

Da die Berufung des Beklagten somit unzulässig war, konnte

seine Revisiaa im Ergebnis keinen Erfolg habeno

Die Kostenentsohßidlll’lg folgt aus 5 195 AbSo 4 SCer"
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